Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4108 

06. 10. 75 


Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen (14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung vorgelegten Bericht über die 
Einführung eines einheitlichen Notrufnummernsystems 
im Bundesgebiet 
— Drucksache 7/2588 (neu) — 


A. Problem 

Durch einen einheitlichen Notruf 110 und Feuerwehrruf 112 
im gesamten Bundesgebiet können bei Unglücksfällen viele 
Menschen gerettet werden. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung ist um schrittweise Einführung dieses Not- 
rufnummernsystems bemüht. Der Ausschuß hält eine jährliche 
Berichterstattung über die erzielten Fortschritte für notwendig. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

Die Finanzierung erfolgt über Gebühren, so daß der Bundes- 
haushalt nicht belastet wird. 
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Drucksache 7/4108 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Wende 


Die oben angegebene Vorlage wurde durch Schrei- 
ben des Präsidenten des Deutschen Bundestages vom 
18. Oktober 1974 dem Ausschuß für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen federführend sowie 
dem Innenausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der Verkehrsausschuß hat den Bericht in seiner 
Sitzung am 24. September 1975 behandelt. Er nahm 
zur Kenntnis, daß von dem Notruf 110 bereits 
80 V. H. aller Bewohner im Bundesgebiet erfaßt wer- 
den. Nur in dünnbesiedelten Gebieten fehlt diese 
Einrichtung noch weitgehend. Für den Feuerwehrruf 


müssen insgesamt 4 000 Anschlüsse eingerichtet wer- 
den; bereits in Betrieb sind 916 Anschlüsse. 

In Übereinstimmung mit dem mitberatenden 
Innenausschuß hält der Verkehrsausschuß eine jähr- 
liche Berichterstattung über den weiteren Fortgang 
der Arbeiten für erforderlich. In den künftigen Be- 
richten sollte jeweils angegeben werden, welcher 
Prozentsatz der Bevölkerung sowohl von dem Not- 
ruf 110 wie auch von dem Feuerwehrruf 112 erfaßt 
wird. 


Bonn, den 24. September 1975 


Wende 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von dem Bericht in Drucksache 7/2588 (neu) wird Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, jeweils zum 1. September eines jeden 
Jahres über den Fortgang der Einführung des Notrufs 110 und des Feuer- 
wehrrufs 112 im Bundesgebiet zu berichten und dabei jeweils auch den er- 
faßten Prozentsatz der Bevölkerung anzugeben. 


Bonn, den 24. September 1975 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Börner Wende 

Vorsitzender Berichterstatter 
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